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1. was gibt es neues 2016?
Änderungen bei der Zuschreibung von AnlAgegütern
mit dem rechnungslegungsänderungsgesetz 2014 (räg 2014)  wurde für wirtschaftsjahre, die ab 1.1.2016 

beginnen, die regelung, wonach eine zuschreibung dann unterbleiben konnte, wenn der jeweilige wert-

ansatz im steuerrecht beibehalten werden durfte, gestrichen. werden im ugb-Jahresabschluss anlage-

güter aufgewertet (zuschreibung), dann erhöhen diese zuschreibungen auch den steuerlichen gewinn 

dieses Jahres. um für unterlassene zuschreibungen keine sofortige steuerbelastung auszulösen, können 

Zuschreibungen für Wertaufholungen, die auf frühere wirtschaftsjahre entfallen, auf antrag einer Zu-
schreibungsrücklage zugeführt werden. die zuschreibungsrücklage ist insoweit mit steuerlicher wirkung 

gewinnerhöhend aufzulösen, als auf das zugrundeliegende wirtschaftsgut eine teilwertabschreibung 

oder eine laufende abschreibung vorgenommen wird. spätestens beim ausscheiden des betreffenden 

wirtschaftsguts aus dem betriebsvermögen ist die zuschreibungsrücklage steuerwirksam aufzulösen. 

Zurechnung von höchstpersönlichen einkünften
da der vwgh der von der finanzverwaltung bisher vertretenen auffassung über die zurechnung von 

höchstpersönlichen einkünften nicht gefolgt ist, sah sich der gesetzgeber veranlasst, diese bestimmung 

nunmehr gesetzlich zu verankern. seit 1.1.2016 sind nunmehr definitiv einkünfte aus der tätigkeit als or-

ganschaftlicher vertreter einer körperschaft  (wie zb vorstand einer ag, geschäftsführer einer gmbh) 

sowie aus höchstpersönlichen leistungen (als künstler, schriftsteller, wissenschaftler, sportler und vor-

tragender) der leistungserbringenden natürlichen person zuzurechnen, auch wenn die leistung von 

einer körperschaft (idr kapitalgesellschaft) abgerechnet wird, die unter dem einfluss dieser person 

steht und über keinen eigenständigen, sich von dieser tätigkeit abhebenden betrieb verfügt.
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bArZAhlungsverbot von Arbeitslohn in der bAuWirtschAft
arbeitslöhne dürfen an arbeitnehmer, die bauleistungen erbringen, nicht mehr bar bezahlt bzw von die-

sen entgegengenommen werden, wenn der arbeitnehmer über ein bankkonto verfügt oder einen 

rechtsanspruch auf ein solches hat. außerdem können bar bezahlte entgelte über € 500, die für die 

erbringung von bauleistungen gezahlt wurden, nicht mehr steuerlich abgesetzt werden.  

grundlegende Änderung der WegZugsbesteuerung
auf grund der empfehlungen der steuerreformkommission und der eugh-Judikatur wurde die soge-

nannte wegzugsbesteuerung im betrieblichen bereich neu geregelt und der bisherige steueraufschub 

(„nichtfestsetzungskonzept“) abgeschafft. wird Österreich durch einen wegzug die möglichkeit der 

besteuerung stiller reserven entzogen (zb durch überführung von wirtschaftsgütern oder betrieben 

ins ausland) sind die stillen reserven seit 1.1.2016 grundsätzlich sofort voll steuerpflichtig aufzudecken. 

erfolgt die einschränkungen des österreichischen besteuerungsrechts zugunsten eu/ewr-staaten mit 

umfassender amts- und vollstreckungshilfe kann die steuerschuld aber auf Antrag in raten über einen 

zeitraum von sieben Jahren (anlagevermögen) bzw zwei Jahren (umlaufvermögen) entrichtet werden 

(„ratenzahlungskonzept“). 

im außerbetrieblichen bereich wird hingegen das nichtfestsetzungskonzept für natürliche personen 
grundsätzlich beibehalten. in allen anderen fällen, in denen es beim kapitalvermögen zu einer einschrän-

kung des besteuerungsrechts der republik Österreich im verhältnis zu eu/ewr-staaten mit umfassen-

der amts- und vollstreckungshilfe kommt (zb die übertragung von kapitalvermögen an eine liechten-

steinische stiftung), kommt ebenfalls das ratenzahlungskonzept zur anwendung. aus der änderung 

des wegzugsbesteuerungskonzepts ergaben sich auch eine reihe von änderungen im körperschaft- 

und umgründungssteuergesetz. eine neue eigene verjährungsbestimmung für die im wegzugsjahr nicht 

festgesetzten steuern macht das nichtfestsetzungskonzept (auch rückwirkend) deutlich unattraktiver.  

diese steuerschulden verjähren nämlich erst 10 Jahre nach eintritt eines ereignisses, das zur steuerfest-

setzung führt. die neue verjährungsbestimmung betrifft aber nur fälle, in denen der abgabenanspruch 

nach dem 31.12.2005 entstanden ist, da „wegzüge“ vor diesem zeitpunkt bereits absolut verjährt sind.

AdAptierung des ZWischenbesteuerungskonZepts bei privAtstiftungen
Aufgrund der eugh-JudikAtur
künftig unterbleibt bei der privatstiftung eine besteuerung mit Zwischensteuer insoweit bzw wird die 

zwischensteuer insoweit gutgeschrieben, als Zuwendungen endgültig mit kapitalertragsteuer belas-
tet sind. damit soll entsprechend der jüngsten eugh-Judikatur sichergestellt werden, dass bei einer nur 

teilweisen kest-entlastung der zuwendung durch ein doppelbesteuerungsabkommens (dba) die zwi-

schensteuer ebenfalls teilweise reduziert wird. bei auflösung der privatstiftung kommt es hingegen 

nicht mehr wie bisher zu einer gänzlichen gutschrift der zwischensteuer, sondern ebenfalls nur mehr in-

soweit die letztzuwendungen mit kapitalertragsteuer belastet sind. außerdem ist  noch der stand des 

zwischensteuerkontos (dh die theoretisch mögliche gutschrift an zwischensteuer) als zusätzliche letzt-

zuwendung anzusetzen. 
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AbschAffung der gesellschAftsteuer
die gesellschaftsteuer ist mit 31.12.2015 ausgelaufen. nunmehr können gründungen von kapitalgesell-

schaften, kapitalerhöhungen und gesellschafterzuschüsse ohne gesellschaftsteuer getätigt werden. 

umgründungen, die ab dem 1.1.2016 noch auf einen umgründungsstichtag in 2015 bezogen werden, lö-

sen ebenfalls keine gesellschaftsteuerpflicht mehr aus.  

neuerungen bei der grunderWerbsteuer
durch die steuerreform 2015/16 sind die bestimmungen des grunderwerbsteuergesetzes für schenkun-

gen durchgreifend neu geregelt worden:

•  Seit Jahresbeginn dient als Bemessungsgrundlage bei einer Liegenschaftsschenkung nicht mehr der 

dreifache einheitswert (bzw maximal 30 % des verkehrswerts) sondern der sogenannte grundstücks-
wert. zur ermittlung des grundstückswerts im einzelfall sieht das gesetz drei möglichkeiten vor:

 1.  die summe des hochgerechneten (anteiligen) dreifachen bodenwerts gem § 53 abs 2 bewg und 

des (anteiligen) gebäudewerts (sogenanntes pauschalwertmodell) oder

 2. der von einem geeigneten immobilienpreisspiegel abgeleiteten Wert oder

 3.  der nachweis des gemeinen werts des grundstücks durch ein gutachten eines immobiliensachver-

ständigen.

die ersten beiden berechnungsvarianten werden in der grundstückswertverordnung näher erläutert. 

danach ist beim pauschalwertmodell der bodenwert aus dem dreifachen bodenwert der letzten ein-

heitswertfeststellung multipliziert mit einem regionalen wertentwicklungsfaktor, der der anlage zur 

verordnung zu entnehmen ist, zu ermitteln. der gebäudewert ist anhand der in der verordnung festge-

legten baukostenfaktoren je bundesland zu errechnen. der baukostenfaktor ist nur bei für wohnzwecke 

dienenden gebäuden, die nicht dem richtwert- oder kategoriemietzins unterliegen, zu 100 % anzuset-

zen. baukostenfaktoren für wohngebäude, die dem richtwert- oder kategoriemietzins unterliegen, sind 

nur mit 71,25 % anzusetzen. für fabrikgebäude, werkstättengebäude, lagerhäuser und einfachste ge-

bäude sind die baukostenfaktoren um entsprechend höhere abschläge zu vermindern. der nach diesen 

grundsätzen ermittelte gebäudewert wird je nach baujahr und bei fehlender umfassender sanierung in 

den letzten 20 Jahren um eine altersminderung verringert. soll der grundstückswert anhand eines ge-

eigneten immobilienpreisspiegels ermittelt werden, sieht die verordnung vor, dass im Jahr 2016 der im-

mobilienpreisspiegel der wirtschaftskammer Österreich, fachverband der immobilien- und vermögen-

streuhänder, heranzuziehen ist. der grundstückswert ist mit 71,25 % des sich aus dem immobilienpreis-

spiegel ergebenden wertes anzusetzen. ab dem Jahr 2017 sollen immobiliendurchschnittspreise der 

bundesanstalt statistik Österreich herangezogen werden.

•  Gleichzeitig wurde aber auch der GrESt-Tarif neu gestaltet. Bei unentgeltlichen erwerben beträgt die 

steuer für die ersten € 250.000 0,5 %, für die nächsten € 150.000 2 % und darüber hinaus 3,5 %. bis-

her lag der tarif für grundstücksübertragungen im engeren familienverband bei generell 2 %.

•  Bislang wurden nur 100 %ige Anteilsvereinigungen bei (kapital-)gesellschaften, die liegenschaften 
besitzen, mit 3,5 % des dreifachen einheitswerts der liegenschaften der grunderwerbsteuer unterzo-

gen. seit 1.1.2016 liegt eine anteilsvereinigung bereits vor, wenn zumindest 95 % der Anteile in einer 
hand oder in der hand einer unternehmensgruppe (§ 9 kstg) vereinigt werden. verschärft wird die 

situation noch dadurch, dass nunmehr treuhändig gehaltene anteile immer dem treugeber zugerech-

net werden. durch das inkrafttreten der neuen rechtslage wird aber kein erwerbsvorgang verwirklicht, 

dh treuhandschaften, die bis ende 2015 entstanden sind, werden weiterhin nicht dem treugeber zu-

gerechnet sofern sie unverändert bleiben. die grunderwerbsteuer bei anteilsvereinigungen beträgt 

nunmehr 0,5 % des grundstückswerts (und nicht mehr des dreifachen einheitswerts). 
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•  Schließlich wurde ein gänzlich neuer Besteuerungstatbestand im GrEStG geschaffen. Seit 1.1.2016 un-

terliegt die übertragung von mindestens 95 % Anteile an einer grundstücksbesitzenden personenge-

sellschaft innerhalb von fünf Jahren der grestg. die steuer beträgt in diesem fall 0,5 % des grund-

stückswerts der liegenschaften der personengesellschaft.

•  Der freibetrag für betriebsübertragungen zwischen natürlichen personen, wenn der übergeber ent-

weder das 55. lebensjahr vollendet hat oder erwerbsunfähig ist, wurde auf € 900.000 angehoben.

•  Auch bei Vorgängen nach dem Umgründungssteuergesetz ist die Steuer grundsätzlich vom Grund-

stückswert (ausnahme land- und forstwirtschaftliches vermögen) zu berechnen und beträgt einheit-

lich 0,5 %. 

neuerungen im finAnZstrAfgesetZ
auf folgende für die praxis bedeutsame änderungen ist hinzuweisen:

•  Bisher konnte eine Finanzstrafe ganz allgemein bei Vorliegen einer fahrlässigen Abgabenkürzung ver-

hängt werden. dieser tatbestand wurde nunmehr auf die grob fahrlässige abgabenverkürzung einge-

schränkt. grob fahrlässig handelt nach der legaldefinition, wer „ungewöhnlich und auffallend sorg-

faltswidrig handelt, sodass der eintritt eines dem gesetzlichen tatbild entsprechenden sachverhaltes 

als geradezu wahrscheinlich vorhersehbar war“. die grob fahrlässige abgabenverkürzung wird mit 

geldstrafe bis zum einfachen des maßgeblichen verkürzungsbetrags bestraft. allerdings wurde auch 

normiert, dass bei einem unentschuldbaren irrtum dem täter grobe fahrlässigkeit zuzurechnen ist. 

durch den wegfall der fahrlässigen abgabenverkürzung wurde auch die bisherige sonderbestimmung 

für berufsmäßige parteienvertreter gestrichen. insgesamt ergibt sich mit diesen änderungen für par-

teienvertreter eine verschärfung der rechtslage.

•  Der Tatbestand des Abgabenbetrugs wurde erweitert. Abgabenbetrug liegt auch vor, wenn jemand 

automationsunterstützt erstellte bücher und aufzeichnungen, die durch gestaltung oder einsatz eines 

programms, mit dessen hilfe daten verändert, gelöscht oder unterdrückt werden können, beeinflusst 

wurden, verwendet, um eine durch das gericht zu ahndende abgabenhinterziehung zu begehen.

•  Einer vorsätzlichen finanzordnungswidrigkeit macht sich nunmehr auch schuldig, wer eine abgaben-

rechtliche pflicht zur einrichtung technischer sicherheitsvorkehrungen verletzt oder wer ein abga-

benrechtliches verbot zur leistung oder entgegennahme von barzahlungen verletzt. diese neuen fi-

nanzordnungswidrigkeiten werden mit einer geldstrafe bis zu € 5.000 geahndet.

•  Wer vorsätzlich abgabenrechtlich zu führende bücher, aufzeichnungen oder aufzeichnungssysteme, 

die automationsunterstützt geführt werden, durch gestaltung oder einsatz eines programms, mit des-

sen hilfe daten verändert, gelöscht oder unterdrückt werde können, verfälscht, macht sich ebenfalls 

schuldig. diese neue finanzordnungswidrigkeit wird mit einer geldstrafe bis zu € 25.000 geahndet.

kontenregister- und konteneinschAugesetZ
bereits seit 1.3.2015 werden von banken elektronisch übermittelte daten in einem vom bmf geführten 
kontenregister aufgezeichnet. die von den banken zu übermittelnden daten betreffen kontostammda-
ten (konto- bzw depotnummer, tag der eröffnung und auflösung sowie konto- bzw depotführende 

bank) von natürlichen und juristischen personen (auch treugeber und wirtschaftlichen berechtigten 

isd geldwäschevorschriften). auf die daten des kontoregisters dürfen für (finanz-)strafrechtliche zwe-

cke sowohl staatsanwaltschaften als auch strafgerichte sowie finanzstrafbehörden und auch das bun-

desfinanzgericht zugreifen. für abgabenbehördliche zwecke dürfen auch abgabenbehörden und das 

bfg auf diese daten zugreifen, wenn es im interesse der abgabenerhebung zweckmäßig und angemes-

sen ist. gegen eine kontenregisterauskunft steht kein rechtsmittel zur verfügung. die prüfung der kor-
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rekten einhaltung der gesetzlichen bestimmungen obliegt einem rechtsschutzbeauftragten. pflichtver-

letzungen betreffend die übermittlung der kontostammdaten durch banken stellen ein finanzvergehen 

dar und können bei vorsatz mit geldstrafe bis zu € 200.000, bei grober fahrlässigkeit mit geldstrafe bis 

zu € 100.000 bestraft werden. durch die Abfrage des kontenregisters erhält das gericht oder die be-
hörde nur eine Auskunft darüber, welche konten oder depots eine bestimmte person bei österreichi-
schen banken als inhaberin, verfügungsberechtigte oder wirtschaftlich berechtigte unterhält. wenn 

das gericht oder die behörde weitere informationen über die geschäftsvorfälle auf den konten bzw de-

pots erlangen will, muss eine konteneinschau beantragt werden. dieses auskunftsverlangen ist zu be-

gründen und vom leiter der abgabenbehörde zu zeichnen. das bundesfinanzgericht (bfg) hat durch 

einen einzelrichter über die zulässigkeit des auskunftsverlangens zu entscheiden. gegen diesen be-

schluss kann rekurs erhoben werden, dem aber keine aufschiebende wirkung zukommt. zu unrecht er-

langte auskünfte dürfen im abgabenverfahren aber nicht als beweis verwertet werden. im verwaltungs-

behördlichen finanzstrafverfahren ist für die konteneinschau eine anordnung des vorsitzenden des 

spruchsenats erforderlich. auch gegen diese anordnung ist eine beschwerde an das bfg möglich, der 

aber auch keine aufschiebende wirkung zukommt. auch hier gilt ein beweisverwertungsverbot für 

durch rechtswidrige anordnungen erlangte informationen.

kApitAlAbfluss- und kApitAlZuflussmeldung
nach dem kapitalabfluss-meldegesetz sind kapitalabflüsse von mindestens € 50.000 von konten und 

depots natürlicher personen meldepflichtig. ausgenommen von der meldepflicht sind kapitalabflüsse 

von geschäftskonten von unternehmern und von anderkonten von rechtsanwälten, notaren und wirt-

schaftstreuhändern. die daten sind von den banken erstmals für den zeitraum 1.3.2015 bis 31.12.2015 bis 

31.10.2016 zu melden. künftig sind jährliche meldungen für das abgelaufene kalenderjahr bis zum 31.1. 

des folgejahres vorzunehmen. kapitalabflussmeldungen sind letztmalig für das kalenderjahr 2022 zu 

erstatten. eine vorsätzliche verletzung der meldepflicht wird mit geldstrafe bis zu € 200.000, eine grob 

fahrlässige mit bis zu € 100.000 bestraft.

vor größerer praktischer bedeutung ist die kapitalzufluss-meldepflicht, die ebenfalls im kapitalabfluss-

meldegesetz geregelt wurde. dadurch sollen die sogenannten kapitalabschleicher vor dem inkrafttreten 

der steuerabkommen mit der schweiz und liechtenstein den finanzbehörden offengelegt werden. mel-

depflichtig sind kapitalzuflüsse über € 50.000 auf konten und depots von natürlichen personen (aus-

genommen geschäftskonten) sowie liechtensteinischen stiftungen und stiftungsähnlichen anstalten, 

welche im zeitraum 1.7.2011 bis 31.12.2012 aus der schweiz bzw im zeitraum 1.1.2012 bis 31.12.2013 aus 

lichtenstein gekommen sind. die kapitalzuflussmeldungen sind spätestens bis 31.12.2016 zu erstatten. 

wer allerdings weiterhin anonym bleiben will, kann mit einer pauschalen Abschlagszahlung ihv 38 % 

des zugeflossenen betrags eine Abgeltungswirkung und strafbefreiung erwirken. der bank ist bis 

31.3.2016 bekannt zu geben, ob diese pauschale abschlagszahlung abgeführt werden soll. diese ist dann 

von der bank bis 30.9.2016 anonym an das finanzamt weiterzuleiten. alternativ kann natürlich auch 

rechtzeitig eine selbstanzeige erstattet werden, wobei aber in diesen fällen zwingend ein strafzuschlag 

in höhe von 5% bis 30 % (abhängig von dem sich aus der selbstanzeige ergebenden mehrbetrag) zu 

bezahlen ist. die vorsätzliche verletzung der kapitalzuflussmeldung durch die bank stellt ein finanz-

strafdelikt dar, welche von der finanzstrafbehörde mit geldstrafe bis zu € 200.000 je fall zu ahnden ist. 

die grob fahrlässige begehung wird mit geldstrafe bis zu € 100.000 bestraft.
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2. wartungserlass zu den 
 lohnsteuerrichtlininen (lstr)
mit dem ende dezember 2015 veröffentlichten wartungserlass wurden vor allem wichtige änderungen 

des steuerreformgesetzes 2015/2016, änderungen der sachbezugswerteverordnung und höchstge-

richtliche entscheidungen in die lohnsteuerrichtlinien (lstr) 2002 eingearbeitet.

gesundheitsförderungen, prÄventive mAssnAhmen und impfungen
nach der neuregelung des strefg 2015/2016 gelten zielgerichtete, wirkungsorientierte gesundheitsför-

derungsmaßnahmen durch den arbeitgeber  nur dann als steuerfreier vorteil, wenn diese maßnahmen 

vom leistungsangebot der gesetzlichen krankenversicherung umfasst sind. die begünstigten bereiche 

lassen sich daher nach ansicht der finanzverwaltung wir folgt zusammenfassen: 

•  Ernährung: die angebote müssen auf die vermeidung von mangelernährung und übergewicht abzie-

len und von diätologen oder  ernährungswissenschaftlern durchgeführt werden. darunter fallen nicht 

kosten für nahrungsergänzungsmittel, allergietest oder kochkurse.

•  Bewegung: die angebote müssen auf die stärkung der rückenmuskulatur, der kondition und der re-

duktion von erkrankungsrisiken abzielen und von sportwissenschaftlern, trainern sowie physiothera-

peuten durchgeführt werden. nicht steuerfrei sind beiträge des arbeitgebers für fitnesscenter oder 

mitgliedsbeiträge für sportvereine.

•  Sucht (Raucherentwöhnung): die angebote müssen langfristig zum rauchstopp führen und von kli-

nischen gesundheitspsychologen und ärzten mit entsprechender zusatzausbildung durchgeführt 

werden.

•  Psychische Gesundheit: die angebote müssen darauf abzielen, negative folgen für körperliche und 

psychische gesundheit durch stress zu vermeiden. die durchführung erfolgt von gesundheitspsycho-

logen, psychotherapeuten sowie ärzten mit psychosozialer weiterbildung.

• Impfungen sind jedenfalls steuerfrei.

die zuwendungen sind vom arbeitgeber direkt mit dem qualifizierten anbieter abzurechnen.

€ 186-freibetrAg für sAchZuWendungen bei dienst- und firmenJubilÄen
sachzuwendungen anlässlich einer betriebsveranstaltung (zb weihnachtsfeier) konnten schon bisher 

bis € 186 jährlich steuerfrei bleiben. zusätzlich können nunmehr sachzuwendungen anlässlich von 
dienst- und firmenjubiläen bis zu einem gesamtbetrag von € 186 jährlich steuer- und sozialversiche-
rungsfrei behandelt werden, wobei diese Jubiläumsgeschenke nicht  im rahmen einer betriebsveran-

staltung empfangen werden müssen. dem aktuellen trend am arbeitsmarkt bzw der startup-szene ge-

schuldet, wurden auch bereits die 10-Jahresjubiläen mit einbezogen.

steuerfreie ZuWendungen Zu begrÄbniskosten 
die steuerbefreiung für haustrunk ist mit dem strefg 2015/2016 gestrichen worden. dafür sind zuwen-

dungen des arbeitgeber zu begräbniskosten ab 1.1.2016 steuerfrei. dabei kann es sich sowohl um Zu-
wendungen an Arbeitnehmer für dessen (ehe-) partner oder kinder als auch im falle des ablebens des 

arbeitnehmers an dessen hinterbliebene (ehe-)partner oder kinder handeln. unter begräbniskosen 

sind kosten für grabstein, beerdigung und totenmahl zu subsumieren.
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neuregelung der mitArbeiterrAbAtte 
mit dem strefg 2015/2016 wurden die vergünstigungen für mitarbeiter neu geregelt. mitarbeiterrabatte 

sind bis max 20% steuerfrei (freigrenze) und führen zu keinem sachbezug. übersteigt im einzelfall der 

rabatt die 20%-grenze, steht jedem mitarbeiter insgesamt ein jährlicher freibetrag von € 1.000 zu. da-

bei ist es unerheblich, seit wann das dienstverhältnis besteht. der freibetrag je Arbeitgeber gilt auch 
für unterjährig ein– und ausgetretene Arbeitnehmer. klar gestellt wird, dass rabatte, die Angehörigen 
von mitarbeitern gewährt werden, einen beim arbeitnehmer zu erfassenden vorteil aus dem dienstver-

hältnis darstellen und grundsätzlich nicht den begünstigungen für mitarbeiterrabatten unterliegen. wird 

jedoch der freibetrag von € 1.000 nicht überschritten, so kann davon ausgegangen werden, dass der 

mitarbeiter den aufwand für seinen angehörigen wirtschaftlich selbst trägt.

geldWerte vorteile – verordnung über die beWertung bestimmter sAchbeZüge 
die grundregel lautet, dass ab 1.1.2016 geldwerte vorteile mit dem um übliche preisnachlässe geminder-
ten üblichen endpreis des Abgabeortes anzusetzen sind. übliche preisnachlässe (zb mengenrabatt, ak-

tionen, schlussverkauf) können in abzug gebracht werden. dabei ist auf den Zeitpunkt des  verbilligten 

bezugs der ware oder dienstleistung abzustellen. 

firmenAutos Werden teurer
über die anhebung des sachbezugswertes für die privatnutzung des firmeneigenen kfz auf grund-

sätzlich 2% der anschaffungskosten (max € 960) wurde bereits in der letzten ausgabe der klienteninfo 

berichtet. interessant ist die meinung der finanzverwaltung zur frage der berechnung des sachbezu-

ges bei poolfahrzeugen. befindet sich kein kfZ im fahrzeugpool, für das ein sachbezug von 2% der 
Anschaffungskosten anzusetzen ist, sind max € 720 monatlich als sachbezug anzusetzen. in allen an-

deren fällen gilt der monatliche höchstbetrag von € 960. anders formuliert, ein einziges poolcar mit 

hohem co2-emissionswert „verschmutzt“ den gesamten pool. liegt die unentgeltliche nutzung mehre-
rer kfZ für privatfahrten vor (zb zwei oder mehrere pkw, pkw und motorrad), ist der sachbezug unter 

berücksichtigung der co2-emissionsgrenzen für jedes einzelne kfz anzusetzen. das bedeutet, dass der 

entsprechende sachbezug bis zur höchstgrenze von € 720 bzw € 960 mehrmals (zb für jeden einzel-

nen pkw oder für pkw und motorrad) anzusetzen ist.

AbsetZbArkeit der AugenlAserbehAndlung 
für die anerkennung von krankheitskosten als außergewöhnliche belastung ist  erforderlich, dass nach-

weislich eine krankheit vorliegt, die durch die behandlung eine linderung oder heilung erfährt. zu den 

abzugsfähigen kosten zählen u.a. aufwendungen für heilbehelfe wie zahnersatz, sehbehelfe einschließ-
lich laserbehandlung zur verbesserung der sehfähigkeit, hörgeräte, prothesen, gehhilfen und bruch-

bänder.

dienstverhÄltnis für lehrbeAuftrAgte Ab 15 Wochenstunden
für die annahme eines dienstverhältnisses spricht, wenn eine unterrichtende tätigkeit in gleicher weise 

wie von angestellten lehrern entfaltet wird. dies bedeutet, es besteht persönliche arbeitspflicht, kein 

ins gewicht fallendes unternehmerrisiko, weisungsgebundenheit, eingliederung in den schulbetrieb 

nach maßgabe von lehr- und stundenplänen und eine entsprechende lehrverpflichtung. ein dienstver-
hältnis besteht nach ansicht der finanzverwaltung jedenfalls bei einer lehrverpflichtung von zumin-
dest 15 Wochenstunden über ein semester hin.
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ExPatRIatS: ERhöhtES WERBunGSkoStEnPauSchalE aB 2016 
als sog „expatriats“ gelten arbeitnehmer, die

•  im Auftrag eines ausländischen Arbeitgebers in Österreich im rahmen eines dienstverhältnisses zu 

einem österreichischen arbeitgeber für höchstens fünf Jahre beschäftigt sind,

• während der letzten zehn Jahre keinen Wohnsitz im Inland hatten,

• ihren bisherigen Wohnsitz im Ausland beibehalten und

•  für deren Einkünfte Österreich das Besteuerungsrecht zukommt.

bei arbeitnehmern, die sämtliche voraussetzungen erfüllen, kann ein Werbungskostenpauschalbetrag 
von 20% der bemessungsgrundlage bis max € 10.000 pro Jahr bereits im rahmen der lohn-verrech-

nung berücksichtigt werden. die regelung kann selbstverständlich auch im rahmen der veranlagung 

2016 geltend gemacht werden. weiters wurde klargestellt, dass reisekostenersätze des dienstgebers 

für eine dienstreise den pauschbetrag nicht kürzen.

3. aktuelles zur registrierkasse 
 und belegerteilungspflicht 
bekanntlich besteht zusätzlich zur registrierkassenpflicht für jeden unternehmer (bei warenausgabe- 

und dienstleistungsautomaten erst ab 1.1.2017) ab 1.1.2016 die belegerteilungspflicht. eine der mindest-

anforderungen an den  korrekt auszustellenden beleg sind die angaben zu „menge / handelsübliche be-

zeichnung“. der begriff der „handelsüblichen bezeichnung“ stiftet insofern verwirrung, als  dieser eben-

falls im umsatzsteuergesetz (für die rechnungsausstellung an unternehmer) verwendet wird. nun ist 

der im zusammenhang mit der registrierkassenpflicht verwendete begriff der bao nicht so eng auszu-

legen wie jener im ustg. vielmehr steht hier das verständnis des letztverbrauchers im vordergrund, 

wobei allgemeine sammelbegriffe oder gattungsbezeichnungen (zb speisen/getränke, bekleidung, 

putzmittel, büromaterial) nicht ausreichen. die bezeichnung muss so gewählt werden, dass Waren und 
dienstleistungen identifiziert werden können.

zur verdeutlichung einige beispiele:

 zulässige Waren-  zulässige Waren- 
 bezeichnung  bezeichnung nach unzulässige 
branche nach § 11 ustg nach § 132a bAo  Warenbezeichnung
gastronomie frittatensuppe,  suppe, schnitzel,  vorspeise,

 wiener schnitzel  mittagsmenü i oder ii hauptspeise,

 mit kartoffelsalat,  frühstück; nachspeise

 apfelstrudel;  essen;

bekleidung latzhose blau, gr. 52  hose, Jacke  bekleidung

 windjacke grün, gr. 50     
buch-/ genauer buchtitel, buch, zeitschrift, heft, druckwerk,

papierfach- genaue ordner, schreibmaterial büromaterial

handel bezeichnung der  

 zeitung, din a4 heft

 liniert;    
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für die gruppe von freiberuflern, die einer gesonderten berufsrechtlichen verschwiegenheit unterlie-

gen, gilt folgendes:

ergänzend hat das bmf in einem schreiben an die wko / bundessparte handel eine übergangsrege-
lung für einzelhandelsunternehmer zur warenbezeichnung in aussicht gestellt. bis ende 2020 soll es 

danach ausreichend sein, wenn die auf den belegen ausgewiesenen warenbezeichnungen auf 15 Wa-
renbezeichnungen eingeschränkt werden. achtung: es handelt sich dabei nur um die vom bmf vertre-

tene rechtsansicht, welche im gesetz bis dato keine deckung findet. übrigens: die finanzverwaltung 

führt derzeit bei unternehmen unangekündigte nachschauen mit einem umfangreichen fragebogen 

hinsichtlich der einzelaufzeichnungs-, registrierkassen- und belegerteilungspflicht durch. es ist zu hof-

fen, dass diese aktion in hinblick auf die „toleranzregelung“ nur als information und hilfestellung für die 

steuerpflichtigen zu werten ist.

4. splitter
Aktuelles Zur AbsetZbArkeit von kinderbetreuungskosten
der vwgh hat jüngst entschieden, dass für eine pädagogisch qualifizierte person zumindest jene aus-

bildung gegeben sein muss, welche bei tagesmüttern und -vätern verlangt ist. derzeit sehen die lohn-

steuerrichtlinien vor, dass eine ausbildung und weiterbildung zur kinderbetreuung im mindestausmaß 

von 8 bzw. 16 stunden ausreichen, um als pädagogisch qualifiziert zu gelten. das bmf teilt dazu in einer 

information mit, dass bis auf weiteres für das veranlagungsjahr 2015 eine Ausbildung im Ausmaß von 
8 bzw. 16 stunden jedenfalls ausreichend für die steuerliche absetzbarkeit von kinderbetreuungskos-

ten ist.

dividenden An gesellschAfter-geschÄftsführer – gsvg-pflicht
in der gewerblichen sozialversicherung zählen dividenden, die ein gesellschafter-geschäftsführer er-

hält, zur beitragsgrundlage. da die sva die dividendenzahlungen aber nicht aus dem einkommensteu-

erbescheid entnehmen kann, blieb diese bestimmung lange zeit unbeachtet. nunmehr ist bei der kest-
Anmeldung für ausbezahlte dividenden auch die an einen gsvg-pflichtigen gesellschafter-geschäfts-
führer bezahlte dividende samt seiner sozialversicherungsnummer anzugeben. 

   zulässige Waren- zulässige Waren-
   bezeichnung nach bezeichnung 
branche verschwiegenheit nach § 11 ustg  nach § 132a bAo
arzt keine personenbezogenen honorarnote beschreibt verweis auf

 patientendaten art und umfang der honorarnote

   sonstigen leistung zb: hn 16-0007

rechtsanwalt/ keine personenbezogenen honorarnote enthält verweis auf

notar mandantendaten bezughabendes honorarnote

  aktenzeichen oder zb: hn 16-0009

  gerichtsaktenzahl
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5. wichtige termine
1.2.2016:
SEPa-Zahlungsverkehr: die Imageweiterleitung 
von händisch ausgefüllten Zahlungsanweisungen läuft mit 1.2.2016 aus.
bis 31.1.2016 wurden von den banken zahlungsanweisungen fotografiert und der text mit einer speziel-

len software ausgelesen. das foto wurde als imagedatei gespeichert und dem zahlungsempfänger ge-

meinsam mit dem bankkontoauszug übermittelt.  diese Weiterleitung entfällt ab 1. februar 2016. die 

daten der zahlungsanweisung werden nunmehr von den banken nur mehr eingelesen, uu händisch be-

arbeitet und der so ermittelte text direkt auf dem kontoauszug angedruckt. daher ist zu befürchten, 

dass bei dieser übermittlung wichtige informationen verloren gehen. die finanzverwaltung hat vorsorg-

lich schon mit dem steuerreformgesetz 2015/16 angeordnet, dass künftig zahlungen an das finanzamt 

elektronisch, und zwar in form einer sogenannten elektronischen „finanzamtszahlung“ erfolgen müs-

sen, wenn dies dem Abgabenpflichtigen zumutbar ist. die näheren regelungen, die in einer verord-

nung festgelegt werden sollen, sind aber noch nicht ergangen. es ist zu erwarten, dass die steuerzah-

lung über electronic-banking bzw mittels „eps-überweisung“ in finanzonline dann verlangt wird, wenn 

der steuerpflichtige über einen internet-anschluss verfügt und wegen überschreitens der umsatzgren-

ze zur abgabe von umsatzsteuervoranmeldungen verpflichtet ist (dies ist dann der fall, wenn der vor-

jahresumsatz € 30.000 überschritten hat). Die Banken werden bis spätestens Juli 2016 in ihren Syste-
men vorsehen, dass bei elektronischer überweisung auf die ibAn eines finanzamtes automatisch 
eine sogenannte „finanzamtszahlung“ erfolgt, bei der dann sowohl die steuernummer als auch im 
detail die bezahlten Abgaben angeführt werden können. 

wer künftig die zahlungen an das finanzamt nicht über electronic-banking oder mittels „eps-überwei-

sung“ in finanzonline durchführt, muss daher genau prüfen, ob die zahlungen richtig zugeordnet und 

die selbstbemessungsabgaben (wie zb umsatzsteuer, lohnsteuer, dienstgeberbeitrag uä) auch richtig 

erfasst werden. übrigens: bis ende märz 2016 werden von den finanzämtern weiterhin benachrichtigun-

gen über vorauszahlungen bzw buchungsmitteilungen samt den zahlungsanweisungen zugesendet, da-

nach nur noch auf ausdrückliche anforderung des steuerpflichtigen beim zuständigen finanzamt.

29.2.2016: 
einreichung Jahreslohnzettel und meldungen
frist für die elektronische übermittlung der Jahreslohnzettel 2015 (formular l 16), der mitteilungen nach 
§ 109a estg (formular e 109a) und der meldung für Auslandszahlungen nach § 109b estg (formular e 

109b) über elda (elektronischer datenaustausch mit den sozialversicherungsträgern; www.elda.at ) bzw 

für großarbeitgeber über Östat (statistik austria).

31.3.2016: 
einreichung der Jahreserklärungen 2015 für kommunalsteuer und dienstgeberabgabe (wiener u-

bahnsteuer).
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6. sozialversicherungswerte 
 für 2016 
echte und freie dienstverhältnisse (Asvg)

höchstbeitragsgrundlage in €  jährlich  monatlich  täglich
laufende bezüge  ---  4.860,00  162,00

sonderzahlungen1)  9.720,00  ---  ---

freie dienstnehmer ohne sonderzahlungen  ---  5.670,00  ---

geringfügigkeitsgrenze  ---  415,72  31,92

beitragssätze  gesamt  dienstgeber- dienstnehmer-
je beitragsgruppe  Anteil Anteil
Arbeiter / Angestellte

unfallversicherung  1,30 %  1,30 %3)  ---

krankenversicherung  7,65 %  3,78 %  3,87 %

pensionsversicherung  22,80 %  12,55 %  10,25 %

sonstige (av, ku, wf, ie)  7,85 %  3,85 %  4,00 %2)

gesamt  39,60 %  21,48 %  18,12 %
bv-beitrag (ohne höchstbeitragsgrundlage)  1,53 %  1,53 %  ---

freie dienstnehmer
unfallversicherung  1,30 %  1,30 %3)  ---

krankenversicherung  7,65 %  3,78 %  3,87 %

pensionsversicherung  22,80 %  12,55 %  10,25 %

sonstige (av, ku, wf, ie)  6,85 %  3,35 %  3,50 %2)

gesamt  38,60 %  20,98 %  17,62 %
bv-beitrag (ohne höchstbeitragsgrundlage)  1,53 %  1,53 %  ---

Auflösungsabgabe
bei dg-kündigung/einvernehmlicher auflösung  ---  € 121,00  ---

pensionisten
krankenversicherung = gesamt  5,10 %  -  5,10 %

   bei überschreiten bei überschreiten
    der 1,5-fachen  der geringfügigkeits-
   geringfügigkeits- grenze aus mehreren
geringfügig beschäftigte  grenze4)  dienstverhältnissen5)

arbeiter    17,70 %  14,20 %

angestellte    17,70 %  13,65 %

freie dienstnehmer    17,70 %  14,20 %

bv-beitrag („abfertigung neu“)   1,53 %  ---

selbstversicherung (opting in)  € 58,68

1) für sonderzahlungen verringern sich die beitragssätze bei arbeitern und angestellten um 1 % (dn-anteil) 
 bzw 0,5 % (dganteil), bei freien dienstnehmern nur der dn-anteil um 0,5 %.
2) der 3 %ige arbeitslosenversicherungsbeitrag (av) beträgt für dienstnehmer mit einem monatsbezug 
 bis € 1.311 null, über € 1.311 bis € 1.430: 1 % und über € 1.430 bis € 1.609: 2 %.
3) entfällt bei über 60-jährigen beschäftigten
4) uv 1,3 % (entfällt bei über 60-jährigen geringfügigen beschäftigen) zuzügl. pauschale dienstgeberabgabe 16,4 %
5) zuzüglich 0,5 % arbeiterkammerumlage
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höchstbeiträge gesamt  dienstgeber- dienstnehmer-
(ohne bv-beitrag) in €  Anteil Anteil
Arbeiter / Angestellte

monatlich  1.924,56 1.043,93 880,63

jährlich (inklusive sonderzahlungen)  26.798,04  14.566,42 12.231,62

freie dienstnehmer
monatlich  2.188,62 1.189,57 999,05

jährlich (ohne sonderzahlungen)  26.263,44  14.274,84  11.988,60

berechnung der vorläufigen 
monatlichen Beitragsgrundlage: 
(bis zum vorliegen des 

steuerbescheides für 2016):

einkünfte aus versicherungspflichtiger tätigkeit 

lt steuerbescheid 2013

+ in 2013 vorgeschriebene kv- und pv-beiträge

= summe

x 1,075 (inflationsbereinigung)

: anzahl der pflichtversicherungsmonate 2013

gewerbetreibende / sonstige selbständige (gsvg / fsvg)

mindest-und vorläufige und endgültige vorläufige und endgültige 
höchstbeitragsgrundlagen mindestbeitragsgrundlage höchstbeitragsgrundlage
in € monatlich jährlich  monatlich  jährlich
gewerbetreibende    
neuzugänger im 1. bis 2. Jahr – kv1) 415,72 4.988,64 --- ---

neuzugänger im 1. bis 2. Jahr – pv 723,52 8.682,24 5.670,00 68.040,00

ab dem 3. Jahr – in der kv 415,72 4.988,64 5.670,00 68.040,00

ab dem 3. Jahr – in der pv 723,52 8.682,24 5.670,00 68.040,00

sonstige selbstständige    
mit oder ohne anderen einkünften2) 415,72 4.988,64 5.670,00 68.040,00

1) wenn innerhalb der letzten 120 kalendermonate keine kranken- bzw. pensionsversicherung in der gsvg bestanden hat,  
 bleibt die beitragsgrundlage ihv € 415,72 pm fix, dh. es erfolgt keine nachbemessung.
2) die große versicherungsgrenze, wenn keine nebentätigkeit ausgeübt wird, entfällt ab 2016.

    sonstige 
beitragssätze  gewerbetreibende  fsvg  selbstständige
unfallversicherung pro monat € 9,11 € 9,11 € 9,11

krankenversicherung   7,65 % ---   7,65 %

pensionsversicherung 18,50 % 20,0 % 18,50 %

gesamt 26,15 % 20,0 % 26,15 %
bv-beitrag (bis beitragsgrundlage)   1,53 % freiwillig   1,53 %
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mindest-und höchstbeitrags-   
grundlagen in Absolut- vorläufige vorläufige und endgültige
beträgen (inkl. uv) in eur  mindestbeiträge höchstbeiträge
(ohne bv-beitrag) monatlich jährlich  monatlich  jährlich
gewerbetreibende    
neuzugänger im 1. und 2. Jahr1) 174,76 2.097,12 1.089,86 13.078,32

ab dem 3. Jahr 174,76 2.097,12 1.491,82 17.901,78

sonstige selbstständige    
mit oder ohne anderen einkünften 117,82 1.413,85 1.491,82 17.901,78

kammerumlage 2 – Zuschlag zum dienstgeberbeitrag

Ausgleichstaxe 2016
dienstgeber sind nach dem behinderteneinstellungsgesetz verpflichtet, auf je 25 dienstnehmer mindes-

tens einen begünstigten behinderten einzustellen oder eine ausgleichstaxe zu bezahlen. diese beträgt 

für jeden begünstigten behinderten, der zu beschäftigen wäre:

  bgld kärnten nö oö slbg stmk tirol vbg Wien
  0,44 % 0,41 % 0,40% 0,36 % 0,42 % 0,39 % 0,43 % 0,39 % 0,40 %

  25 bis 99 100 bis 399 ab 400 
bei  dienstnehmer  dienstnehmer  dienstnehmer
pm / pro 25 dn € 251  € 352  € 374 
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zobl.bauer. salzburg
mildenburggasse 4a
5020 salzburg | austria
t +43 662 63 9 71-0
f +43 662 62 45 45
salzburg@zobl-bauer.at

zobl.bauer. kitzbühel
franz-erler-straße 11
6370 kitzbühel | austria
t +43 5356 64 4 94-0
f +43 5356 64 4 94-30
kitzbuehel@zobl-bauer.at

zobl.bauer. pinzgau
loferer bundesstraße 2a
5760 saalfelden | austria
t +43 6582 72 5 50-0
f +43 6582 72 5 50-30
pinzgau@zobl-bauer.at

zobl.bauer. st. Johann
hauptstraße 26
5600 st. Johann/pongau | austria
t +43 6412 56 56-0
f +43 6412 56 56-16
sanktjohann@zobl-bauer.at

www.zobl-bauer.at


